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Verbundene Rechtssachen C-188/10 und C-189/10

Aziz Melki und Sélim Abdeli

(Vorabentscheidungsersuchen  
der Cour de cassation [Frankreich])

„Vorabentscheidungsersuchen — Art. 267 AEUV — Prüfung der Vereinbarkeit 
eines nationalen Gesetzes sowohl mit dem Unionsrecht als auch mit der nationalen 
Verfassung — Nationale Regelung, die die Vorrangigkeit eines Zwischenverfahrens 

zur Kontrolle der Verfassungsmäßigkeit vorsieht — Art. 67 AEUV — 
Freizügigkeit — Abschaffung der Kontrollen an den Binnengrenzen — Verordnung 
(EG) Nr. 562/2006 — Art. 20 und 21 — Nationale Regelung, die Identitätskontrollen 

im Gebiet zwischen der Landgrenze von Frankreich zu den Vertragsstaaten des 
Übereinkommens zur Durchführung des Übereinkommens von Schengen und einer 

diesseits der Grenze im Abstand von 20 km zu ihr gezogenen Linie erlaubt“
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Leitsätze des Urteils

1.	 Vorabentscheidungsverfahren  — Anrufung des Gerichtshofs  — Zuständigkeit des 
Gerichtshofs — Kontrolle der Gültigkeit einer Handlung der Union — Nationales Gericht, 
das mit einer angeblich verfassungswidrigen nationalen Regelung zur Umsetzung ei-
ner Richtlinie befasst ist — Verpflichtung zur Anrufung des Gerichtshofs, bevor in einem 
Zwischenverfahren die Verfassungsmäßigkeit der Regelung kontrolliert wird — Umfang
(Art. 267 AEUV)
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2.	 Vorabentscheidungsverfahren  — Anrufung des Gerichtshofs  — Zuständigkeiten der na-
tionalen Gerichte  — Prüfung der Vereinbarkeit einer nationalen Regelung sowohl mit 
dem Unionsrecht als auch mit der nationalen Verfassung  — Nationale Regelung, die 
die Vorrangigkeit eines Zwischenverfahrens zur Kontrolle der Verfassungsmäßigkeit 
vorsieht — Zulässigkeit — Voraussetzungen
(Art. 267 AEUV)

3.	 Grenzkontrollen, Asyl und Einwanderung  — Gemeinschaftskodex für das Überschreiten 
der Grenzen — Abschaffung der Grenzkontrollen an den Binnengrenzen — Kontrollen in-
nerhalb des Hoheitsgebiets
(Art. 67 AEUV; Verordnung Nr.  562/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates, 
Art. 20 und 21)

1.	 Die Vorrangigkeit eines Zwischenver-
fahrens zur Kontrolle der Verfassungs-
mäßigkeit eines nationalen Gesetzes, 
dessen Inhalt sich auf die Umsetzung 
zwingender Bestimmungen einer Uni-
onsrichtlinie beschränkt, darf nicht die 
alleinige Zuständigkeit des Gerichtshofs 
beeinträchtigen, eine Handlung der Uni-
on und insbesondere eine Richtlinie für 
ungültig zu erklären, da diese Zuständig-
keit Rechtssicherheit gewährleisten soll, 
indem sie die einheitliche Anwendung 
des Unionsrechts sicherstellt.

Soweit die Vorrangigkeit eines solchen 
Verfahrens dazu führt, dass ein nati-
onales Gesetz, das auf die Umsetzung 
zwingender Bestimmungen einer Uni-
onsrichtlinie beschränkt ist, wegen Un-
vereinbarkeit mit der nationalen Ver-
fassung aufgehoben wird, könnte dem 
Gerichtshof nämlich in der Praxis die 

Möglichkeit genommen sein, auf Er-
suchen der Tatgerichte des betreffen-
den Mitgliedstaats die Gültigkeit dieser 
Richtlinie im Hinblick auf die gleichen 
Gründe bezogen auf die Anforderungen 
des Primärrechts und insbesondere der 
Rechte aus der nach Art. 6 EUV mit den 
Verträgen rechtlich gleichrangigen Char-
ta der Grundrechte der Europäischen 
Union zu kontrollieren.

Bevor im Zwischenverfahren die Verfas-
sungsmäßigkeit eines Gesetzes, dessen 
Inhalt auf die Umsetzung zwingender 
Bestimmungen einer Unionsrichtlinie 
beschränkt ist, im Hinblick auf die glei-
chen Gründe, aus denen die Gültigkeit 
der Richtlinie in Frage steht, kontrolliert 
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werden kann, sind die nationalen Gerich-
te, deren Entscheidungen selbst nicht 
mehr mit Rechtsmitteln des innerstaat-
lichen Rechts angefochten werden kön-
nen, grundsätzlich nach Art. 267 Abs. 3 
AEUV verpflichtet, den Gerichtshof zur 
Gültigkeit dieser Richtlinie zu befragen 
und anschließend die Konsequenzen zu 
ziehen, die sich aus dem vom Gerichts-
hof im Vorabentscheidungsverfahren 
erlassenen Urteil ergeben, sofern nicht 
das Gericht, das die im Zwischenverfah-
ren erfolgende Kontrolle veranlasst hat, 
selbst dem Gerichtshof diese Frage ge-
mäß Art. 267 Abs. 2 AEUV vorgelegt hat. 
Handelt es sich um ein nationales Umset-
zungsgesetz mit einem derartigen Inhalt, 
ist nämlich die Frage, ob die Richtlinie 
gültig ist, angesichts der Verpflichtung 
zu deren Umsetzung als Vorfrage an-
zusehen. Auch dass die Dauer der Prü-
fung der nationalen Gerichte durch eine 
strenge Frist begrenzt wird, darf die Vor-
lage eines Vorabentscheidungsersuchens 
zur Gültigkeit der fraglichen Richtlinie 
nicht vereiteln.

(vgl. Randnrn. 54-56)

2.	 Art. 267 AEUV steht Rechtsvorschriften 
eines Mitgliedstaats entgegen, mit denen 
ein Zwischenverfahren zur Kontrolle der 
Verfassungsmäßigkeit nationaler Geset-
ze eingeführt wird, soweit die Vorran-
gigkeit dieses Verfahrens zur Folge hat, 
dass sowohl vor der Übermittlung einer 
Frage der Verfassungsmäßigkeit an das 
mit der Kontrolle der Verfassungsmä-
ßigkeit von Gesetzen betraute nationale 
Gericht als auch gegebenenfalls nach Er-
lass der Entscheidung dieses Gerichts zu 
der betreffenden Frage alle anderen na-
tionalen Gerichte an der Wahrnehmung 

ihrer Befugnis oder der Erfüllung ihrer 
Verpflichtung gehindert sind, dem Ge-
richtshof Fragen zur Vorabentscheidung 
vorzulegen.

Art. 267 AEUV steht solchen nationalen 
Rechtsvorschriften jedoch nicht entge-
gen, soweit es den übrigen nationalen 
Gerichten freisteht,

—	 in jedem Moment des Verfahrens, den 
sie für geeignet halten, und selbst nach 
Abschluss eines Zwischenverfahrens zur 
Kontrolle der Verfassungsmäßigkeit dem 
Gerichtshof jede Frage zur Vorabent
scheidung vorzulegen, die sie für erfor-
derlich halten,

—	 jede Maßnahme zu erlassen, die erfor-
derlich ist, um den vorläufigen gericht-
lichen Schutz der durch die Rechtsord-
nung der Union eingeräumten Rechte 
sicherzustellen, und

—	 nach Abschluss eines solchen Zwischen-
verfahrens die fragliche nationale gesetz-
liche Bestimmung unangewandt zu las-
sen, wenn sie sie als unionsrechtswidrig 
ansehen.
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Es ist Aufgabe des vorlegenden Ge-
richts, zu prüfen, ob nationale Rechts-
vorschriften, die ein Zwischenverfahren 
zur Kontrolle der Verfassungsmäßigkeit 
einführen, im Einklang mit diesen An-
forderungen des Unionsrechts ausgelegt 
werden können.

(vgl. Randnr. 57, Tenor 1)

3.	 Art. 67 Abs.  2 AEUV sowie die Art. 20 
und  21 der Verordnung Nr.  562/2006 
über einen Gemeinschaftskodex für das 
Überschreiten der Grenzen durch Per-
sonen (Schengener Grenzkodex) stehen 
einer nationalen Regelung entgegen, die 
den Polizeibehörden des betreffenden 

Mitgliedstaats die Befugnis einräumt, in 
einem Gebiet mit einer Tiefe von 20 km 
entlang der Landgrenze dieses Staates zu 
den Vertragsstaaten des Übereinkom-
mens zur Durchführung des Überein-
kommens von Schengen die Identität 
jeder Person unabhängig von deren Ver-
halten und vom Vorliegen besonderer 
Umstände, aus denen sich die Gefahr 
einer Beeinträchtigung der öffentlichen 
Ordnung ergibt, zu kontrollieren, um die 
Einhaltung der gesetzlichen Verpflich-
tungen in Bezug auf den Besitz, das Mit-
führen und das Vorzeigen von Urkunden 
und Bescheinigungen zu überprüfen, 
ohne dass diese Regelung den erforderli-
chen Rahmen für diese Befugnis vorgibt, 
der gewährleistet, dass die tatsächliche 
Ausübung der Befugnis nicht die gleiche 
Wirkung wie Grenzübertrittskontrollen 
haben kann.

(vgl. Randnr. 75, Tenor 2)
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